
-Stadt Leonberg PI.Ber. 08.02-14 

IBebauungsplan ){I M 1:500 
Ortskern Höfingen- Zwischen 
rSt.Lorenzweg und Ulmenstraße 
1v erf ahrensvermerke 

Zur Aufstellung gern. ~ 2 Abs. 1 BauGB 
beschlossen 

Zur öffentlichen Auslegung gem. ~ 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen 
l 

{Auslegung bekanntgemacht 

Öffentlich ausgelegt 

lAis Satzung gem. § 10 BauGB 
~vom Gemeinderat beschlossen 

vom --=-a 5.=..:.·~01...;..:..1..;..=9...::..91.~­
zo. 06. 19 91. 

,Geprüft gem. § 11 BauGB vom Regierungspräsidium 
lStuttgart mit Erlan Nr. --- - -----

' lbekanntgemocht und in Kratt getreten 

I - t Ausgefer ttg : Le~:>nberg, den 

am 

am 

am 

bis 

am 

vom 

am 

01. 03. 1991. 

01. 01. t994/0\06J991. . 

24.03.1991./09.06.1991. 

06. OS. 1994 
Zl. 07. 19SC. 
10.08,1994 I 

08.09.1994 

31.08.1991. 

Mit lokrafttreten dieses Bebauungsplanes tre ten alle anderen Vorschriften 
auner Kratt. dies gilt insbesondere für die o.a. Bezugspläne • 

I 
Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 

p as Baugesetzbuch (BauGBl vom 08.12.1986 IBGBI. l S. 22531 
Pie Baunutzungsverordnung IBouNVOI vom 26.01.1990 IBGBI. 1 S. 133) 

Die Planzeichenverordnung (PianzV 90} vom 18.12.1990 lBGBI. S. 58) 
pie Landesbauordnung f ür Baden-Württember~ (LBOI vom 28.11.1983 (Ge.BI. S. 7701 

~owie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschr iften . 

.Leonberg, den 22.02.1994 

Gefertigt: 



Zeichenerklärung 

• Planzeichenverordnung 1990 • 

Art der baulichen Nutzung 
(S 9 AbS· 1 Nr . 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

WA 

WB 

Allgemeines Wohngebie t (§ 4 SauNVO) 

Gebiet zur Er ha ltung und Entwick l ung der Wohn­
nutzung (besonderes Wohnge biet ) 
(§ 4 a BauNVO} 

Maß der baulichen Nutzung es 9 Ms. 1 Nr. 1 BauGB SS 16 - 21 a 
BauNVO) 

0,4 

g 
Grundflächenzahl (S 19 BauNVO) 

Geschoßflächenzahl (§ 20 BauNVO) 

Höhe der baulichen Afilaqen !S 9 Abs. 2 BauGB\ 

EFH max. 390,00 Erdgesc hoßt ußbodenhöhe 
Bezugshöhe NN 

TH max . 6,50 Tr aufhöhe max. 
Bezugshöhe EFH max . 

TH 6,00 bis 6, 50 Tr aufhöhe als Mindest- und Höchstmaß 
Bezugshöhe EFH max. 

FH max . 13,00 Firsthöhe max. 

OK mn . 6,00 

Bezugshöhe EFH max . 

Oberkante Attika als Höchstmaß 
Bezugshöhe EFH max. 

Bauweise I§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, S 22 BauNVO) 

0 

Nutzungsschablone 

Offene Bauweise (S 22 BauNVO) 

Baugebiet 

Grundflächenzahl 

Bauweise 

Höhe baul icher Anlagen 
in m 

Geschoßflächenzahl 

Dachform/Dachneigung 

tlberbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfl ächen 
IS 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. S 23 BauNVQ 



nicht überbaubare Grundstücksfläche 

überbaubare Grundstücksfläche 

...... ~t-t---- Saulinie (S 23 Abs. 1 u. 2 SauNVO) 

Saugrenze (S 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO) 

Stellunq baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr . 2 BauGB) 

- Festsetzung der Gebäude- und Firstrichtung 

Flächen für Stellplätze und Garagen 1 S 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB l 

.------..., 
I Ga /St ' 
---- ---~ 

Flächen für Stellplätze und Garagen 

I St I 
'- - - - -- J 

Flächen für Stellplätze 

verkehrsf l ächen (S 9 Abs.l Nr. 11 BauGB) 

.::::::::·· .::::1:::· 
.:::::t:r-

.:imm::· ·''· ···. ·.:.,r .n t:::.n• 

•••••• 

Straßenflächen 

Gehweg- bzw . Geh- und Radwegflächen (siehe Plan­
einschrieb) 

verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (Misch­
verkehrsfläche : Textteil Ziff. I. 6.1) 
Grunanl agen als Best andteil von Verkehrsanlagen (§ 127 Abs.2 Nr.3 BauGB) 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt zur Ver kehrsfläche 
(Zufahrtsverbot} 

Mit Leitungsrech ten zu belastende Flächen 
I§ 9 Abs . 1 Nr. 21. BauGBl 

- - Ir ------ ~-
Leitungsrecht zugunsten der ver sorgungsunternehn1en 

Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
IS 9 AbS· l Nr. 25 BauGBJ 

e ptgl Pflanzgebot für Einzelbäume 
(siehe Textteil Ziff . I. 8.1) 

Flächenhaftes Pflanzgebot 
(siehe Textteil Ziff, I . 8.1) 

Sons tige Festsetzungen 

Grenze des räu.mli.che n Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB) 



• • • • • 

)( 385,58 

so 
FD 

ON 48 ° - 53 

Abgrenzung untersc hiedliche r Nutzungen 
{§ 9 Abs. 1 Nr . 1 BauGB , § 16 Abs. 5 Ba~NVO) 

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen 
(Firstrichtung, Dachform , Gebäudehöhe) 

Bestandshöhe des Gelä ndes , örtlich gemessene Höhe 

. 
Satteldach 

Flachdach 
i 

Dachneigung 48 ° - 53 ° 



Textliche Festsetzungen 

In Ergänzung de r Planzeichen wird folgendes festgesetzt. ; 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen es 9 BauGS und 
BauNVOJ 

1. ~t der baulic hen Nu~zung CS 9 AbS· 1 Nr. 1 BauGB und 
ss 1 - 15 nauNvOJ 

entsprechend P laneinschr l el• 

1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA l CS 4 BauNVOl 

In den allgemei nen Wohngebieten (WA 1 bis WA 3) sind 
die als Ausnahmen aufgeführten Nutzungen nach § 4 Abs. 3 
Nr. 1 - 5 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
und daher nicht zulässig ( S 1 Abs . 6 BauNVO). 

1.2 Gebiete zur Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzung 
(basondere Wohngebiete, WB) CS 4 a BauNVO) 

In den besonderen Wohngebieten (WB 1 und 2) sind 
di~ als Ausnahme n a ufgeführton Nutzungen nach s 4 a 
Abs. 3 BauNVO nicht Bestandtei l des Bebauungsplanes 
und daher nicht zulässig (S 1 Abs. 6 BauNVO). 

2. Maß der baulichen Nutzung eS 9 Abs . 1 Nr. 1 BauGB und 
S 16 - 21 a BauNVO) 

ent sprechend Planeinsc hr i eb 

2.1 Mallgebende G.rundstückstläc he CS 19 Abs. 3 BauNVO ) 

zur maßgebenden GrundstUcksfläche sind Flächenanteil e 
an außerhalb des aaugrundsl.ücks festgesetztan Gemei n­
schaftsstallplätzen nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 UauGB 
hinzuzurechnen ( S 21 a Abs, 2 BauNVO). 

2.2 Grundfläche und Grundflächen?.ahl es 19 ßauNVOl 

2.2.1 

e n l sprechelld Pl a nein t rag ( Hut zung,;schon .l nne ) 

Oie zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im 
Sinne des s 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der 
Gebäudeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglic h 
unterbaut wird, um bis zu 50 von Hundert überschritten 
werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl 
von 0,8 ; weitere Überschreitungen in geringfügigem Ausmaß 
können zugelasse n werden (S 19 Abs. 4 BauNVO). 



2.J . 2 

2 . 3 

2. 3.1 

2.3.2 

2.4 

3 . 

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2 darf die zulässige 
Grundfläche durch die Grundflächen der Garagen und Stell­
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des 
S 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Gelände­
oberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unter­
baut wird um bis zu 7'5 von Hundert überschritten werden, 
d. h. höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 0,~; 
weitere Überschreitungen i n geringfügigem AußrMß können 
zugelassen werden (§ 19 Abs. 4 BauNVO). 

Geschoßfläche und Geschoßflächenzahl I§ 20 BauNVOl 

Entsprechend Planeintrag (Nutzungsschablone) 

Bei der Ermittl ung der Geschoßfläche sind die Flächen 
von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen (Unterge­
schosse und oberste Geschosse) einschließlich der 
zu i hnen gehörenden Treppenräume und einschließlich 
ihrer Umfassungwände nicht mitzurechnen (S 20 Abs. 3 
BauNVO) . 

Beil der Ermittl ung der Geschoßfläche bleiben die 
Flä~hen von Stellplätzen und Garagen in Vollgeschossen 
unberücksichtigt(§ 21 a ABs. 4 BauNVO). 

Höhe baulicher Anlagen ISS 16 

entlprechend Planeinschrieb . 

18 BauNVOJ 

Die Höhenangaben der EFH beziehen sich auf das Normalnull­
system ( Neues System) und sind als Obergrenzen festgesetzt. 
Die Höhenangaben der Gebäude beziehen sich auf die festge ­
legl.e Erdgeschoß fußbodenhöhe. 

Notwendige technische Aufbau ten wie Entlüftungen, 
Kam~ne usw. dürfen diese festgelegten Höhen über­
schreiten. 

Bauweise IS 9 Abs . 1 Nr . 2 BauGB , S 22 BauNVOl 
I 

ent,prechend Planeinschrieb (Nutzungsschablone) 
0 e offene Bauweise (S 22 Abs. 2 BauNVO) 

4. Oberbaubare Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i . V. m. § 23 BauNVO) 

entsprechend Festlegunq im Lageplan. 

4 .1 Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäudeteilen 
übe~ die festgelegte Baugren~e um max. 1,0 m bei 
einer max . Länge von 2/3 der Gebäudelänge zugelassen 
wEn:den ( S 23 Abs. 3 BauNVO) . 



5 . 

5.1 

5.2 

' 5 . 3 

6 . 

I 
Stellplätze und Garagen 
(§ ~ Abs . 1 Nr. 4 BauGB und S 12 Abs. 6 BauNVO) 

Unt~rlrdische Garagen sind auf dem gesamten Bebauungs­
plangehlet zulässig . 

Oberirdische Garagen und Stellplätze sind nur auf 
den besonders ausgewiesenen Flächen und innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. 

Garagen sind mit be grünten Flac hdächern zu versehen . 
I 

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
f I 

entspreche nd Planeinschrieb. 

6.1 Verkehrsflächen besonde r er Zweckbestimmung 

Die ausgewiesenen Fläche n die ne n dem Anlieger-, Fuß­
gän~er- und Fahrradverkehr. 



7. 

8 . 

8 .1 

Mit Leitungsrechten zu beJastende Flächen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die im Lageplan ausgewiesenen Leitungsrechte dienen 
zum Einlegen von Ver- und Entsorgungsleitungen zu­
gunsten der Versorgungsunternehrnen . 

Pflanzgebot und Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

pfg 1 

pfg 2 

An den festgesetzten Stellen s ind standortgerechte, 
großkronige, heimische Laubbäume zu pflanzen und 
dauerhaft zu unterhalten. Die Standorte können aus­
nahmsweise geringfügig (bis zu 2 m) verschoben wer­
den. 

Die mit Tiefgaragen unterbauten Freiflächen sind mit 
mind. 0 ,6 m Erde zu überdec ken und als Grünfläche 
anzulegen . Von den Grünflächen ist ein Anteil von 
30 % mi t freiwachsenden Sträuchern und Hecken zu 
ges t alten und dauerhaft zu unterhalten. 

Bis zu 25 % der unterbauten Freiflächen können als 
befestigte oder · teilbefestigt e Flächen (Terrassen, 
Gemeinschaftsanlagen etc.) angelegt werden. 

8.2 Auf die Baumschutzverordnung vom 24. 02 .1 986 wird hinge­
wiesen . 

I I. 

1. 

1.1 

1.1.1 

1.1. 2 

Bauordnungsrechtliche Festsetzunge n (§ 9 Abs. 4 BauGB , 
§ 73 LBO) 

Äußere Gestaltung der Gebäude (§ 73 Abs. 1 Nr . 1 LBO} 

Dachgestaltunq CS 73 Abs . 1 Nr. 1 LBO) 

Oachform, Dachneigung 

Zulässig sind nur Satteldächer mit der im Plan einge­
tragenen Dachneigung. Ausnahmsweise können unterge­
o rdnete Da c h flächen lllit einer an<if>nm Cacllneiguno 
- mind. /.5° - zugel ass e n wecde n. 

Ein Flachdach ist nur i m WA 2 entsprechend Planein­
trag zulässig. 

Dachdeckung 

Al s Dachdeckung sind nur Ziegel und Betondachsteine 
in rotbrauner Farbe zulässig . 
Die Installation von Sonnenkollektoren ist zulässig. 



1.1 . 3 

1.1.4 

Dachaufbauten 

Dachaufbauten s ind nu r als Schleppgauben mit einer 
Länge von max. 1 /3 d er dazugehö rigen Dachlänge zulässig. 
Bei mehreren Dachgeschossen darf die Gesamtläng e d er Gauben 
nicht mehr als 2/3 der dazugehörigen Dac h l änge betragen. 
Der Abstand v orn Ortgang muß rnind. 1 , 5 rn (gemessen ab 
Dachüberstand) betragen , der Abstand v o n der Traufe 
mind. 0,9 m und vom First mind . 1 , 5 m (i n der Dach-
schräge g e messen) . 
Zwisc hen ihnen muß rnind . ein Abstand v o n 1 , 0 rn erhalte n 
bleiben. 
Die Höhe d er vertikalen Ans ichtsflächen der Dac hgaupen 
darf max . 1, 5 m betragen . 
Geschoßweise übereinander liegende Dac hgaupen dürfen 
nicht ineinander übergreifen, sondern müssen vo n e in­
ander d eutlich getre nnt sein. 

Ausnahmsweise ist auf der Südseite des Gebäude s 
St . Lorenz-Weg 7 aufgrund des historischen Bestandes 
e ine Schleppgaube z ulässig , deren Länge 2/3 der dazu­
gehörigen Dachlänge a uf einer Ebene (1 . DG. ) aufweist . 
Zwerchgiebel ölnd ausnahmsweise zugelassen , j edoch 
nur i m 1. Dac hgescho ß und mit ein er Länge v on max . 
1/3 der dazughörigen Dac h länge . 

Da c heinschnitte 

Dacheinschnitte sind n icht zugelas s en . 

1.2 Fassadengestaltung 

2. 

3 . 

4 . 

Die Außenfläc hen sind i n hellen mit Erdfarb e n ge­
broche nen Tönen auszuführen . Die Verkleidung baulicher 
Anlagen mit poliert en oder glä nzenden Materialien 
(wie z . B . Kunststoff , Gl as, glasierte Kerami k, en­
gob ierte Spaltklinker oder Metall) is t unzuläss i g . 
Die Außenwände von Doppelhäusern und Hausgruppen sind 
in Bezug auf Gestaltung, Oberf läc henbehandLung und 
Farbgebung aufei nander abzustimme n . 

Antennen (§ 73 Abs. 1 Nr . 3 LBO} 

Pro Gebäude ist nur e ine Rundfunk- und eine Fernseh­
antenne zulässig . 

Niederspannungsf reileitungen 
(§ 73 Abs. 1 Nr. 4 LBOl 

Niederspannungsfreileitunge n sind im gesamten Plange­
biet unzulässig . 

Werbe anlagen (§ 73 Abs . 1 Nr . 1 und 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur einma l an der Stätte der Leistung 
in der EG- Zone mit e iner max . Größe v o n 1 m2 zugelassen . 



5 . 

5.1 

5.2 

5.3 

III. 

1 . 

Einfriedigunge n {§ 73 Abs . 1 Nr . 5 LBO) 

Zur Einfriedigung der Grundstücke sind nur Holzlat ten­
zäune mit senkrechten Strukturen mit einer max. Höhe 
von 0,8 m zulässig. 

Stützmauern entlang öff entlicher Verkehrsflächen sind 
aus Naturstein- oder Ziegelmauerwe r k herzustellen . 
Stützmauern sind generell genehmigungspflichtig . 

Entlang des öffentlichen Geh - und Radweges iit ein 
Abstand von 1 , 0 meinzuhalten (Rettungs-, Löschfahr­
zeuge). 

Hinweise 

Denkmalschutz (Bodenfunde) 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte 
Bodenfunde entdeckt werden. Diese sind unverzüglich 
dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 
4. Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zu-
stand zu halten , sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 
oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist (§ 20 Denkmalschutzgesetz) . 



2. 

3 . 

4 . 

5. 

6 . 

7 . 

Grundwasser schutz/Wasserversorgung 

Bei Baumaßnahmen , die tiefer reichen, als die bisherigen 
Gründungen, is~ eine hydrogeologische Erkundung durchzufUhren 
Sofern von neuen Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, 
ist zusätzlich zum Baugene~gungsverfahren ein wasserrechts­
verfAhren durchzufUhren. 

Jegliche Maßnahmen , die das Grundwasser berUhr~n könnten, 
bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung. 

Auf dte Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes und des 
Wassergesetzes für Baden- württ. wird verwiesen. 

Das Gebi et d~s GPilungsberei ches de s ~bduungsplanes li eg t 
innerhalb des Wasserschutzgebietes Zone 111 B. 

Bodenschu ~t 

Au{ die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Boden­
schutzgesetzes (BodSchG) insbesondere auf § 4 sowie auf 
das Merkblat t "Regelungen zum Schutz des Bodens · des 
Amtes für Wasserwirtscha ft und Bodenschut z wird hingewiesen. 

Altlasten 

Bodenbelas t ungen sind nicht bekannt. Sollte dennoch bei Erd­
a rbei t en belasteter Soden angetroffen werden, so sind 
unve r züglich das Amt tür Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
-z: u benachrichtigen und die Arbeiten .tm belroffenen Bereich 
einzustellen . Auf das MerkbJatt "Abfallwirtschaft und Alt­
l a sten " des Amt.es Cil -c Wa sserwirtschaft und Rodenschu t z 
wird ve rwiesen . 

Energiegewinnung 

Aus Gründe n der Umweltvorsorge sind regenerat.ive Energie­
s ys t eme e rwünscht. Im Rahmen der Festsetzungen sind diese 
An lagen zul ässig. 

Pflicht en des Eigent ümers I S 126 Abs. 1 DauGBl 

oer Elgen~üme< ha ~ da s Anbringen von Haltevorrichtungen 
und ~itunqen fUr Beleuchlungs~örper der Stra~enbeleuch­
tung elnschlleßl l ch der Beleuchtungskörper sowie Kennzei­
chen und H1nweisschilder für Erschließungsanlagen a uf 
seinem GrundstOck • u duld~n . 

Ordnunoswidrigkeiten 

Verstöße gegen die örtli chen Bauvorschriften werden als 
Ordnungswidrigkeiten na ch § 74 Abs . 2 LBO behandelt . 


